
Merkblatt zum Eigentumswechsel-jährliche Zahlungsweise 
 

 
Der Gesetzgeber und unsere Versicherungsbedingungen regeln den Eigentumswechsel folgen-
dermaßen: 
 
A. für die bestehenden Sachversicherungen (Wohngebäude-, Glas-, Mietverlust-, Schwamm- und Hausbock-
käferversicherung) 
 
Was passiert mit dem bestehenden Vertrag? 

 Damit der Versicherungsschutz durch einen Verkauf nicht unterbrochen wird, tritt nach den gesetzlichen 
Bestimmungen der Erwerber zunächst in alle Rechte und Pflichten der Sachversicherungen ein.  

 Das bedeutet, dass der Vertrag mit Eintragung im Grundbuch (Abteilung 1) auf den Käufer über geht 
 
Was passiert mit der bereits gezahlten Prämie? 

 Der Vertrag geht mit allen Rechten und Pflichten auf den Erwerber über und damit auch die bereits gezahlte 
       Prämie. 

 Die Jahresprämie, sofern vorgesehen, ist  zwischen dem Verkäufer und dem Erwerber intern  zu verrechnen 

 Bei einer Kündigung wird dem Käufer der Jahresbeitrag anteilig erstattet. 
 
Was ist zur Prämienzahlung noch zu beachten?  

 Für eine eventuell noch ausstehende Prämie haften Verkäufer und Käufer gesamtschuldnerisch. 
 
Wie kann der Vertrag beendet werden?  

Der neue Eigentümer hat das Recht, bestehende Verträge zu kündigen: 

 innerhalb eines Monats nach Eintragung ins Grundbuch bzw. 

 innerhalb eines Monats nach Kenntniserlangung über die Versicherung (sofern Grundbucheintragung schon 
länger zurück liegt)  

 
Die Aufhebung kann erfolgen: 

 per sofort (Eingang bei uns, frühestens Grundbucheintrag) oder 

 zum Ablauf der aktuellen Versicherungsperiode  
 

Wichtig – benötigte Unterlagen für die Versicherung 
 
Für Erwerber: eine Kopie der Eigentumsumschreibung ins  Grundbuch  (Erste Abteilung)  

 
Für Verkäufer:  eine Kopie der Löschung aus dem  Grundbuch  (Erste Abteilung) 

 

 
 

 
Bitte beachten Sie die vertraglichen Obliegenheiten gemäß A § 16 VGB 2008/2013 sowie B §§ 8 und 9 
VGB 2008/2013 und teilen uns gefahrerhebliche Umstände wie  Leerstand des Objektes oder Um-
baumaßnahmen mit. Nutzen Sie dafür gerne das beiliegende Rückantwortformular. 
 
Wir empfehlen Ihnen eine Überprüfung der Versicherungssumme 1914 anhand des beiliegenden  
Wertermittlungsbogens. 
 

 
 
B. für die bestehenden Haftpflichtversicherungen (Haus- u. Grundbesitzer-Haftpflicht, Gewässerschaden-
Haftpflicht) 
 
Was passiert mit dem bestehenden Vertrag? 

 Der Vertrag erlischt mit dem Tag der grundbuchamtlichen Umschreibung (Abteilung 1) und geht nicht auto-
matisch auf den Erwerber über. 

 
 
Was passiert mit der bereits gezahlten Prämie? 

 Der Jahresbeitrag wird dem Verkäufer anteilig erstattet. 
 
 
 
 
 
 

Bei Fragen stehen Ihnen die Mitarbeiter des Kunden-Centers gern zur Verfügung! 



Auszug aus den Versicherungsbedingungen der VGB 2008/2013 und dem BGB 
 
 
VGB 2008/2013 Abschnitt „A“ § 18 
 
§ 18 Veräußerung der versicherten Sachen 
 
 1. Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang 
 
a) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer 
veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigentumsübergangs 
(bei Immobilien das Datum des Grundbucheintrages) an 
dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines 
Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergeben-
den Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.  
b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, 
die auf die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende 
Versicherungsperiode entfällt, als Gesamtschuldner. 
c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst 
gegen sich gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt. 
 
2. Kündigungsrechte 
 
a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versi-
cherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat zu kündigen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versi-
cherers von der Veräußerung ausgeübt 
wird. 
b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis 
mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden Versi-
cherungsperiode in Schriftform zu kündigen. Das Kündi-
gungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats 
nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Erwerbers 
vom Bestehen der Versicherung innerhalb eines Monats ab 
Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird. 
c) Im Falle der Kündigung nach a) und b) haftet der Veräu-
ßerer allein für die Zahlung der Prämie. 
 
3. Anzeigepflichten 
 
a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer 
oder Erwerber unverzüglich in Textform anzuzeigen. 
b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht 
zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 
Anzeige hätte zugehen müssen, und der Versicherer nach-
weist, dass er den mit dem Veräußerer bestehenden Vertrag 
mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte. 
c) Abweichend von b) ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt be-
kannt war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, 
oder wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die 
Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen war und 
er nicht gekündigt hat. 
 
 
VGB 2008/2013 Abschnitt „A“ § 16 
 
§ 16 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten 
des Versicherungsnehmers vor dem Versicherungsfall, 
Sicherheitsvorschriften 
 
1. Sicherheitsvorschriften 
 
Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheiten hat 
der Versicherungsnehmer 
a) die versicherten Sachen, insbesondere wasserführende 
Anlagen und Einrichtungen, Dächer und außen angebrachte 
Sachen stets in ordnungsgemäßem Zustand zu erhalten und 
Mängel oder Schäden unverzüglich beseitigen zu lassen, 
b) nicht genutzte Gebäude oder Gebäudeteile zu jeder 
Jahreszeit genügend häufig zu kontrollieren und dort alle 
wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, 
zu entleeren und entleert zu halten, 
c) in der kalten Jahreszeit alle Gebäude und Gebäudeteile 
zu beheizen und dies genügend häufig zu kontrollieren oder 
dort alle wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzu-
sperren, zu entleeren und entleert zu halten. 
2. Folgen der Obliegenheitsverletzung 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Nr. 1 genann-
ten Obliegenheiten, ist der Versicherer unter den in B § 8 Nr. 
1 b) und Nr. 3 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündi-
gung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 
 
VGB 2008/2013 Abschnitt „B“ §§ 8 und 9 
 
§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
 
1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
 
a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versiche-
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, sind: 
aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie 
vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschriften, 
bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten 
Obliegenheiten. 
b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob 
fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen hat, so 
kann der Versicherer innerhalb eines Monats, nachdem er 
von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag fristlos 
kündigen. Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er 
die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahrlässig 
verletzt hat. 
 
2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalls 
 
a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versiche-
rungsfalls 
aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des 
Schadens zu sorgen; 
bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von 
ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – anzuzeigen; 
cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/- 
minderung – ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuho-
len, wenn die Umstände dies gestatten; 
dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/- 
minderung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen 
mehrere an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln; 
ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigen-
tum unverzüglich der Polizei anzuzeigen; 
ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Ver-
zeichnis der abhanden gekommenen Sachen einzureichen; 
gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die 
Schadenstelle oder die beschädigten Sachen durch den 
Versicherer freigegeben worden sind. Sind Veränderungen 
unumgänglich, sind das Schadenbild nachvollziehbar zu 
dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädigten 
Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer 
aufzubewahren; 
hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Aus-
kunft – auf Verlangen in Schriftform – zu erteilen, die zur 
Feststellung des Versicherungsfalles oder des Umfanges 
der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie 
jede Untersuchung über Ursache und Höhe des Schadens 
und über den Umfang der Entschädigungspflicht zu gestat-
ten 
ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren 
Beschaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann; 
b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versi-
cherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten 
gemäß Nummer 2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm dies 
nach den tatsächlichen und rechtlichen 
Umständen möglich ist. 
 
3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung 
 
a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach 
Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung 
der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 



seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwe-
re des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung 
ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung 
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. 
c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des 
Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann vollständig 
oder teilweise leistungsfrei, wenn er den Versicherungsneh-
mer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat. 
 
§ 9 Gefahrerhöhung 
 
1. Begriff der Gefahrerhöhung 
 
a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der 
Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die tatsäch-
lich vorhandenen Umstände so verändert werden, dass der 
Eintritt des Versicherungsfalls oder eine Vergrößerung 
des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme 
des Versicherers wahrscheinlicher wird. 
b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur 
– vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand än-
dert, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss gefragt 
hat. 
c) Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich 
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den Um-
ständen als mitversichert gelten soll. 
 
2. Pflichten des Versicherungsnehmers 
 
a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versiche-
rungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers 
keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme 
durch einen Dritten gestatten. 
b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine Gefah-
rerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so muss er 
diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen. 
c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertrags-
erklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der 
Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich anzei-
gen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat. 
 
3. Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versi-
cherer 
 
a) Kündigungsrecht 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach 
Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätz-
lich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen. Beruht die Verletzung auf einfacher 
Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen. Wird dem Versicherer eine 
Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, 
kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 
b) Vertragsänderung 
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäft grundsätzen 
entsprechende erhöhte Prämie verlangen oder die Absiche-
rung der erhöhten Gefahr ausschließen. Erhöht sich die 
Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Pro-
zent oder schließt der Versicherer die Absicherung der 
erhöhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In 
der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 
 
 
 

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers 
 
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht 
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von 
der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zu-
stand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung 
bestanden hat. 
 
5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
 
a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2a) 
vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versiche ungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der 
Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem 
Versicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vor-
sätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine 
Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 ent-
sprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt 
bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, 
zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, 
bekannt war. 
c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, aa) 
soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefah-
rerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versiche-
rungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war oder 
bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die 
Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und 
eine Kündigung nicht erfolgt war oder 
cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrund-
sätzen entsprechende erhöhte Prämie verlangt. 
 

§ 873 BGB Erwerb durch Einigung und Eintragung  

(1) Zur Übertragung des Eigentums an einem Grundstück, 
zur Belastung eines Grundstücks mit einem Recht sowie zur 
Übertragung oder Belastung eines solchen Rechts ist die 
Einigung des Berechtigten und des anderen Teils über den 
Eintritt der Rechtsänderung und die Eintragung der Rechts-
änderung in das Grundbuch erforderlich, soweit nicht das 
Gesetz ein anderes vorschreibt. 

(2) Vor der Eintragung sind die Beteiligten an die Einigung 
nur gebunden, wenn die Erklärungen notariell beurkundet 
oder vor dem Grundbuchamt abgegeben oder bei diesem 
eingereicht sind oder wenn der Berechtigte dem anderen 
Teil eine den Vorschriften der Grundbuchordnung entspre-
chende Eintragungsbewilligung ausgehändigt hat. 

 
 


